
STREIT 3/88 

Vorlagebeschluß 
ArbG Hamburg,§ 1 Abs. 3 Nr. 2 LohnFG, 
Art. 3 Abs. 1 GG 
Lohnfortzahlung für Putzfrauen? 

Vom Bundesverfassungsgericht soll eine Entschei­
dung darüber eingeholt werden, ob die Vorschrift des § 1 
Abs. 3 Nr. 2 LohnFG gegen Art. 3 Abs. 1 GG verstößt. 
BeschlußdesArbG Hamburg vom 11.3.1987 - 14Ca_482/86 

Gründe: 

Im vorliegenden Verfahren verlangt die Klägerin 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall für die Zeit vom 18. 
bis 22. August 1986. Da die Klägerin eine regelmäßige 
wöchentliche Arbeitszeit von nur 10 Stunden hat und 
die Klägerin gewerbliche Arbeitnehmerin ist, ist ein 
Anspruch auf Lohnfortzahlung gemäß§ 1 Abs. 3 Ziff. 2 
LohnFG ausgeschlossen. Ohne diese Ausnahmevor­
schrift bestände der Anspruch gemäß § 1 Abs. 1 
LohnFG. 

II 
Das Gericht hält die Bestimmung des § 1 Abs. 3 

Ziff. 2 LohnFG wegen Verstoßes gegen Art. 3 Abs. 1 GG 
für unwirksam. 

Es liegt nicht nur eine Ungleichbehandlung im 
Vergleich zu anderen Arbeitern vor, sondern insbeson­
dere eine Benachteiligung gegenüber ebenfalls nur 
geringfügig beschäftigten Angestellten. Eine vergleich­
bare gesetzliche Einschränkung des Anspruches auf 
Gehaltsfortzahlung im Krankheitsfall gibt es für Ange­
stellte nicht. 

Nach ständiger Rechtsprechung des BVerfG ist der 
allgemeine Gleichheitssatz dann verletzt, wenn eine 
Gruppe im Vergleich zu anderen Normadressaten 
anders behandelt wird, obgleich zwischen beiden 
Gruppen keine Unterschiede von olcher Art und sol­
chem Gewicht bestehen, daß sie die ungleiche Behand­
lung rechtfertigen könnten (s. BVerfG, Beschluß vom 
16.11.1982 1 BvL 16/75 und 36/79; DB 1983 S. 450). Sol­
che die Ungleichbehandlung rechtfertigende Unter­
schiede kann das Gericht nicht erkennen. 

Arbeiter sind nicht weniger als Angestellte auf 
eine finanzielle Absicherung im Krankheitsfall ange­
wiesen; die Gründe, eine geringfügige Beschäftigung 
auszuüben, sind bei beiden Arbeitnehmergruppen 
gleich. Da geringfügig Beschäftigte weit überwiegend 
Frauen sind und da hiervon die meisten gewerbliche 
Arbeitnehmerinnen (wie insbesondere Reinigungs­
kräfte) sein dürften, erscheint die Bestimmung des § 1 
Abs. 3 Nr. 2 LohnFG als ein Relikt des Bildes von der 
Frau als bloßer Mitverdienerin. Völlig unberücksich­
tigt bleibt bei der Regelung des § 1 Abs. 3 Nr. 2 
LohnFG, daß nicht nur auch langjährig Beschäftigte 
keinen Lohnfortzahlungsanspruch haben, sondern daß 
auch bei einer wöchentlichen Arbeitszeit von 10 Stun­
den der Höhe nach erhebliche Einkommenseinbußen 
im Krankheitsfall auftreten können, die weit über der 
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Grenze für sogenannte Geringverdiener liegen können. 
Für eine Ungleichbehandlung von geringfügig beschäf­
tigten Arbeitern im Vergleich zu Angestellten mit glei­
cher Arbeitszeit lassen sich nach Auffassung des 
Gerichts deshalb keine rechtfertigenden Gründe fest­
stellen. 

Die Rechtfertigung für die Ungleichbehandlung 
läßt sich nach Meinung des Gerichts auch nicht aus der 
historischen Entwicklung des Lohnfortzahlungsan­
spruchs für Arbeiter ableiten. 

Seit dem Inkrafttreten des LohnFG ist ein Zeit­
raum von fast 18 Jahren vergangen; der Gesetzgeber hat 
die Verabschiedung des Beschäftigungsförderungsgeset­
zes trotz eines entsprechenden Antrags der SPD­
Fraktion nicht zum Anlaß genommen, eine Gleichstel­
lung von Arbeitern und Angestellten zumindest in den 
Punkten, die mit einer Teilzeitbeschäftigung zusam­
menhängen, vorzunehmen. Es liegt damit keine nur 
historisch gewachsene Ungleichbehandlung vor, son­
dern eine bewußte Entscheidung des Gesetzgebers für 
den Fortbestand der Ungleichbehandlung von Ange­
stellten und Arbeitern. Ergänzend wird auf die Ausfüh­
rungen von Becker (unterschiedliche Vergütung lei­
stungsverhinderter Arbeitnehmer und verfassungs­
rechtliches Gleichbehandlungsgebot, Der Betrieb 
1987, S. 167 ff.) Bezug genommen. 

Mitgeteilt von RA Klaus Bertelsmann, Hamburg 

Vorlagebeschluß mit Anmerkung 
ArbG Oldenburg,§ 1 Abs. 3 Nr. 2 LohnFG, 
Art. 119 EWG- Vertrag 
Lohnfortzahlung für Putzfrauen? 

Ist es mit Art. 119 EWG-Vertrag und mit der Richtli­
nie des Rates vom 10.2.1975 zur Angleichung der Rechts· 
vorschriften der Mitgliedsstaaten über die Anwendung des 
Grundsatzes des gleichen Entgelts für Männer und Frauen 
- 75/117 IEWG - vereinbar, wenn eine gesetzliche Rege­
lung von dem Grundsatz der Entgeltfortzahlung durch 
den Arbeitgeber im Krankheitsfall Arbeiter in A rbeitsver­
hi:iltnissen, in denen die regemäßige Arbeitszeit wöchent­
lich 10 Stunden oder monatlich 45 Stunden nicht über­
steigt, ausnimmt, obwohl der Anteil der Frauen, die von 
dieser Ausnahme nachteilig betroffen werden, wesentlich 
höher ist als der Anteil der Männer. 
Beschluß des ArbG Oldenburg vom 5.5.1988 - 3 Ca 50/88 

Aus den Gründen: 
I. 

Die Parteien streiten über Ansprüche auf Lohn­
fortzahlung im Krankheitsfall. 

Die Klägerin ist bei der Beklagten, die ein Gebäu­
dereinigungsunternehmen betreibt, seit Mai 1985 als 
Gebäudereinigerin beschäftigt. Ihr Stundenlohn 
beträgt DM 8,77 DM netto, die regelmäßige wöchentli­
che Arbeitszeit 10 Stunden (montags bis freitags jeweils 
2 Stunden). 


